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S t an d p u n k t  d e r  GMS  z u m B u r ka ver b o t  
 
In der Schweiz soll niemand in der Öffentlichkeit sein Gesicht verhüllen und niemand eine Per-
son zwingen dürfen, ihr Gesicht aufgrund ihres Geschlechts zu verhüllen. Das fordert die Initia-
tive «Ja zum Verhüllungsverbot», welche von SVP-nahen Kreisen eingereicht und vom Parla-
ment und Bundesrat in der Sommersession zur Ablehnung empfohlen wurde. Darüber wird es 
bald eine Volkabstimmung geben. 
 
Der Gegenvorschlag zur sogenannten Burka-Initiative sieht vor, dass alle, die sich im öffentlichen Ver-
kehr oder bei Behörden identifizieren müssen, die gesetzliche Pflicht haben, das Gesicht zu zeigen. Er 
fand in beiden Räten eine Mehrheit, kommt als indirekter Gegenvorschlag aber nicht zur Abstimmung. 
 
Das Egerkinger Komitee um den SVP-Nationalrat Walter Wobmann zielt mit der Burka-Initiative nach 
der Minarettverbotsinitiative zum zweiten Mal auf die muslimische Gemeinschaft in der Schweiz. Dies-
mal geschieht es im Namen der Geschlechtergleichheit. Denn die Burka wird, wenn überhaupt, aus-
schliesslich von muslimischen Frauen getragen. Es wird auf ein augenfälliges und mit viel Symbolik 
aufgeladenes Kleidungsstück gezielt, statt dass über die Hintergründe von Diskriminierung und Aus-
schluss aufgrund des Geschlechts oder der kulturellen und religiösen Herkunft gesprochen wird. Es 
wird eine Stellvertreterdebatte geführt, die sich gegen «den Islam» in unserer Gesellschaft richtet. Statt 
Integrationsschranken beim Zugang zu Bildung, Arbeit und politischen Rechten abzubauen, reden die 
InitiantInnen lieber von einer angeblichen Integrationsunwilligkeit und Integrationsunfähigkeit der mus-
limischen Bevölkerung. Sie orten das Problem im Islam, der mit unseren westlichen Werten inkompati-
bel sei. Es wird ein einseitiges und pauschales Bild eines patriarchalischen und frauenfeindlichen Islam 
gezeichnet, was gerade in der Schweiz so nicht der Realität entspricht. 
 
Wenn es den Initianten wirklich um die Würde der Frau ginge, müsste es ihnen aber um die Würde 
aller Frauen in unserer Gesellschaft gehen. Sie haben sich aber nie für feministische Kampagnen ge-
gen Sexismus in der Werbung, gegen die Pornografisierung von Frauenkörpern zu Werbezwecken 
oder für griffige Gesetze gegen den Frauenhandel stark gemacht. Pauschal von der Unterdrückung 
muslimischer Frauen auszugehen, wie dies das Egerkinger Komitee tut, ist Ausdruck eines Paterna-
lismus, der den muslimischen Frauen keinerlei Handlungsmacht zuspricht. Zudem wird mit dem Burka-
Verbot ein neues «Sondergesetz» für Musliminnen geschaffen.  
 
Die GMS propagiert das Tragen einer Burka in keiner Weise, weil sie die Freiheit der Frauen ein-
schränkt. Es ist für die GMS auch ganz klar, dass keine Frau zur Verhüllung gezwungen werden darf. 
Wenn aber eine Frau, die hier lebt, entscheidet, dass sie sich, aus welchen Motiven auch immer, ver-
schleiern will, dann muss unsere freiheitliche Rechtsordnung das zulassen. Der Staat darf nicht das 
Tragen bestimmter Kleidungsstücke verbieten und damit in die persönliche Freiheit der Menschen 
eingreifen. Die Initiative fokussiert zudem auf ein Problem, das in der Schweiz kaum existiert, verstärkt 
aber die Vorurteile gegen muslimische Gruppen und fördert ein Klima der Intoleranz. Deshalb leiden 
religiöse Minderheiten oft an Ausgrenzung und Diskriminierung. Die umfassende Durchsetzung der 
Religionsfreiheit ist für alle gläubigen Menschen von grundlegender Bedeutung. Selbstverständlich 
aber müssen sich alle Religionen an der Respektierung der Menschen- und Frauenrechte messen 
lassen. Gerade was die Umsetzung der Frauenrechte anbelangt, sind die meisten Religionen schwer 
im Verzug. 
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Die GMS kämpft gegen die Instrumentalisierung von Frauenrechten als emotionale Mobilisierungsstra-
tegie für eine fremdenfeindliche Politik. Wir unterstützen Massnahmen, die das Selbstbestimmungs-
recht von Frauen im Allgemeinen und der Migrantinnen im Besonderen schützen und fördern, sowie 
die Diskriminierung von religiösen und anderen Minderheiten beheben. Da die Burka-Initiative all die-
sen Bemühungen zuwiderläuft, bekämpft sie die GMS, wie das alle anderen Schweizer Menschen-
rechtsorganisationen auch tun. 

 
 
 

 
Die GMS Gesellschaft Minderheiten in der Schweiz wurde 1982 gegründet von Sigi Feigel 
und Alfred A. Häsler, ist politisch und religiös neutral und setzt sich für Leben, Recht, Kultur 
und Integration alter und neuer Minderheiten in der Schweiz ein. Sie steht allen offen, die für 
Minderheiten eintreten (http://www.gms-minderheiten.ch). 
 
 
Rückfragen an infogms@gra.ch oder Telefon 058 - 666 89 66 


